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Bundesrepublik Deutschland 
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Bonn, den 25. September 1951 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über den Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland zum 
Internation ale 11 Fernmeldevertrag 
Atlantic City 1947 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen. 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner 68. Sitzung am 21. 9. 1951 
gegen den Entwurf keine Einwendungen erhoben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


3 Anlagen 

(Anlage 3 als Sonderdruck verteilt) 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum Internationalen 
Fernmeldevertrag Atlantic City 1947 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem Beitritt der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu dem am 2. Oktober 1947 in Atlantic 
City abgeschlossenen Internationalen Fern- 
meldevertrag wird zugestimmt. 

Artikel 2 

(1) Der Vertrag wird nachstehend mit 
Gesetzeskraft veröffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem er für die Bundes- 
republik Deutschland in Kraft tritt, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 
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Anlage 2 


Begründung: 


Am 2. Oktober 1947 ist in Atlantic City 
unter Beteiligung fast aller Staaten’ der Welt 
der Internationale Fernmeldevertrag abge- 
schlossen worden. Deutschland war an dem 
Abschluß des Vertrages infolge des Zu- 
sammenbruchs des Reichs nicht beteiligt. Da 
das Deutsche Reich aber früher alle inter- 
nationalen Fernmeldeverträge mit abge- 
schlossen hatte, haben die Vertragschließenden 
in dem Zusatzprotokoll II zum Vertrag von 
Atlantik City 1947 folgendes bestimmt: 

„Es wird von den Anwesenden verein- 
bart, daß Deutschland dem Internatio- 
nalen Fernmeldevertrag unter Beachtung 
der Bestimmung des Artikels 17 bei- 
treten könne, sobald die befugten Stellen 
diesen Beitritt für angebracht halten.“ 

Die Alliierte Hohe Kommission hat dem 
Internationalen Fernmeldeverein in Genf, den 
die vertragschließenden Staaten bilden, davon 
in Kenntnis gesetzt, daß sie den Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland zu dem Inter- 
nationalen Fernmeldevertrag für wünschens- 
wert und zweckmäßig erachte. Diese Er- 
klärung der Alliierten Hohen Kommission ist 
als Erklärung der „befugten Stelle“ im Sinne 
des Zusatzprotokolls angesehen worden. Da- 
mit steht dem Beitritt zum Internationalen 
Fernmeldevertrag nichts mehr im Wege. 

Der Beitritt ist vor allem im Interesse des 
Auslandsfernsprech- und -telegraphenverkehrs, 
der deutschen Fernmeldeindustrie und wegen 
der Frequenzverteilung im Funkverkehr drin- 
gend notwendig. Dazu kommt, daß auf 
Grund einer Anweisung der Alliierten Hohen 
Kommission vom 21. Dezember 1949 die 


Bundesrepublik Deutschland die Bestimmun- 
gen des internationalen Fernmeldevertrages 
bereits anwendet. 

Durch den Eintritt der Bundesrepublik in den 
Internationalen Fernmeldeverein ist für jedes 
Kalenderjahr mit einer Ausgabe von etwa 
150 000 Schweizer Franken zu rechnen. Von 
dieser Summe entfallen 100 000 Schweizer 
Franken auf den Jahresbeitrag, durch den die 
Vereinsländer zur Tragung der allgemeinen 
Verwaltungskosten des Internationalen Fern- 
meldevereins beitragen, und 50 000 Schweizer 
Franken auf die Ausgaben für die Konferenzen 
des Vereins und die Tagungen seiner „Inter- 
nationalen Beratenden Ausschüsse“. Die 
Bundeskasse wird hierdurch nicht belastet, da 
der Betrag im Haushalt der Deutschen 
Bundespost seine Deckung findet. 

Artikel 1 bringt zum Ausdruck, daß der 
Bundestag dem Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zu dem Vertrag zustimmt. Diese 
Zustimmung ist gemäß Artikel 59 Absatz 2 
Grundgesetz erforderlich. 

Artikel 2 des Gesetzentwurfes bestimmt, 
daß der Vertrag in innerstaatliches Recht um- 
gewandelt und mit Gesetzeskraft veröffent- 
licht wird. Der Tag, an dem er in Kraft tritt, 
richtet sich nach Artikel 17 des Vertrages, 
wonach der Beitritt mit dem Tage der Hinter- 
legung der Beitrittserklärung bei dem 
Generalsekretär des Internationalen Fern- 
meldevereins wirksam wird. Dieser Tag des 
Inkrafttretens wird später im Bundesgesetz- 
blatt bekanntgegeben werden. 

Artikel 3 des Gesetzentwurfes enthält die 
übliche Bestimmung über das Inkrafttreten 
des Zustimmungsgesetzes selbst. 
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